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sichtspunkt der Androhung oder Anwendung von Gewalt 
(z. B. beim Streikpostenstehen) in den Tatbeständen der Nö­
tigung (§ 240 StGB) und der Erpressung (§ 253 StGB) vorge­
sehen. Aber auch die Tatbestände des Hochverrats gegen den 
Bund (§ 81 StGB), der verfassungsfeindlichen Sabotage (§ 88 
StGB), der Nötigung von Verfassungsorganen (§ 105 StGB) 
und der Störung öffentlicher Betriebe (§ 316 b StGB) werden 
von Kommentatoren unter dem Aspekt des illegalen Streiks 
in Betracht gezogen.22

Dieser große Verbotskatalog schwächt — wie schon ge­
sagt — im allgemeinen die Verhandlungspositionen der Ge­
werkschaften nicht unerheblich. Das ist auch das eigentliche 
Anliegen, das die Monopolbourgeoisie verfolgt.

Darüber hinaus werden aus für rechtswidrig erklärten 
Streiks Schadenersatzansprüche der Unternehmer abgeleitet. 
Zu diesem Zweck hat das BAG den Begriff der Sozialad­
äquanz aus dem Strafrecht übernommen und alle „sozialin­
adäquaten Streiks“ als rechtswidrige Eingriffe in das „Recht 
am Gewerbebetrieb“ hingestellt, das von der Rechtsprechung 
der BRD-Gerichte als „sonstiges Recht“ i. S. des § 823 Abs. 1 
BGB anerkannt wird. Danach haften alle Werktätigen, die an 
einem „sozialinadäquaten Streik“ teilnehmen, als Gesamt­
schuldner in vollem Umfang für den gesamten Schaden, der 
dem Unternehmer durch den Streik entstanden ist.23 Ihnen 
kann auch nach § 626 BGB fristlos gekündigt werden, weil 
die Teilnahme an einem „sozialinadäquaten Streik“ als 
„schwerwiegende Arbeitsvertragspflichtverletzung“ betrachtet 
wird.

Das BAG bezieht die volle Schadenersatzpflicht gegen­
über dem Unternehmer auch auf die Gewerkschaft, wenn diese 
einen „sozialinadäquaten Streik“ beginnt oder übernimmt 
oder an die streikenden Werktätigen Unterstützung zahlt und 
sie dadurch in ihrem Arbeitskampfwillen bestärkt.24 Die Ge­
werkschaft haftet dann für ihre Vertreter nach §§ 823 Abs. 2 
und/oder 826 BGB. Besonders in Erinnerung geblieben ist 
der schleswig-holsteinische Metallarbeiterstreik in den 
Jahren 1956/57. Das BAG hatte seinerzeit die Gewerkschaft 
verurteilt, wegen Bruchs der „Friedenspflicht“ für die wäh­
rend des 114 Tage währenden Streiks den Unternehmern ent­
standenen Schäden Ersatz zu leisten. Zwar begnügten sich die 
Unternehmer in diesem Falle damit, die Schadenersatzver­
pflichtung der Gewerkschaften dem Grund nach feststellen 
zu lassen, ohne eine bestimmte Geldsumme zu fordern — an­
dernfalls wäre wohl „das soziale Klima auf lange Zeit hinaus 
vergiftet“25 worden, und daran ist den Unternehmern auch 
nicht gelegen. Immerhin müssen die Gewerkschaften aber 
stets um den Verlust ihrer materiellen Basis und damit um 
ihre Existenz fürchten. (wird fortgesetzt)

22 Vgl. z. B. E. Dreher/H. Tröndle, StGB-Komraentar (Bedc’sche 
Kurz-Kommentare, Bd. 10), 38. Aufl., München 1978, Anm. 8 zu §81, 
Anm. 4 und 9 zu § 88, Anm. 3 zu § 105, Anm. 4 zu § 240, Anm. 10 zu 
§ 253, Anm. 7 zu § 316 b.

23 Vgl. BAG, Urteil vom 20. Dezember 1963 - 1 AZR 428/62 - ln: 
Arbeitsrechtliche Praxis Nr. 32 zu Art. 9 GG (Arbeitskampf).

24 Vgl. BAG, Urteil vom 20. Dezember 1963 - 1 AZR 429/62 - ln: 
Arbeitsrechtliche Praxis Nr. 33 zu § 9 GG (Arbeitskampf).

25 W. Däubler, Das A'rbeitsrecht 1, 5. Aufl., Reinbek bei Hamburg 1981, 
S. 196.

Britisches Gericht
beschlagnahmt Gesamtvermögen 
der Bergarbeitergewerkschaft

In der Auseinandersetzung mit den seit März 1984 gegen ge­
plante Zechenstillegungen streikenden Bergarbeitern Groß­
britanniens versucht die bürgerliche Staatsmacht gegenwär­
tig, die Gewerkschaften in sich zu spalten und voneinander 
und vom Gewerkschaftsdachverband TUC zu isolieren. Eine 
bedeutende Rolle spielt in diesem Zusammenhang der Ge­
richtsbeschluß über die Beschlagnahme des Vermögens der 
Bergarbeitergewerkschaft National Union of Miners (NUM).

Streikbrecherische NUM-Mitglieder hatten gerichtliche 
Feststellung beantragt, daß die NUM mit der Streikanwei­
sung gegen ihre eigenen Statuten verstoßen habe. Das Gericht 
entsprach diesem Antrag und machte der Gewerkschaft dar­
über hinaus zur Auflage, den Streik für inoffiziell und da­
mit für illegal zu erklären, keine disziplinarischen Maßnah­
men gegen Streikbrecher einzuleiten und in einigen Revieren 
kein Geld für die Finanzierung des Streiks auszugeben.

Als sich die Gewerkschaft weigerte, dem Gerichtsurteil 
zu entsprechen, wurde sie zu einer Geldstrafe von

200 000 Pfund Sterling verurteilt. Die NUM-Führung zahlte 
diese Strafe nicht und transferierte gleichzeitig das Barver­
mögen der NUM nach Dublin, Zürich und Luxemburg. Dar­
aufhin wurde den Treuhändern des NUM-Vermögens (Prä­
sident, Vizepräsident und Generalsekretär) durch Gerichtsbe­
schluß das Verfügungsrecht darüber abgesprochen und ein 
in der Konservativen Partei aktiver Rechtsanwalt als 
Zwangsverwalter für dieses Vermögen eingesetzt.

Das g e s a m t e  NUM-Vermögen — und nicht nur der 
Teil, der die Geldstrafe von 200 000 Pfund Sterling und die 
Auslagen ihrer Eintreibung decken würde — wurde mit der 
Begründung beschlagnahmt, das Gericht gehe davon aus, daß 
die NUM auch in Zukunft zu Geldstrafen verurteilt werden 
könnte, wenn sie weitere Urteile ignoriere. Diese möglichen 
zukünftigen Geldstrafen könnten dann aus dem beschlag­
nahmten Gesamtvermögen beglichen werden.

Die Bergarbeitergewerkschaft war damit nicht mehr in der 
Lage, Rechnungen zu bezahlen und ihre Angestellten zu ent­
lohnen. Eine normale Gewerkschaftsarbeit ist unter diesen 
Umständen auf die Dauer nicht möglich — schon gar nicht 
während eines Streiks.

Es paßt genau in die gegenwärtige Taktik der konservati­
ven Thatcher-Regierung, daß die Gewerkschaft nicht wegen 
Verstoßes gegen das Gewerkschaftsgesetz, sondern wegen 
Mißachtung des Gerichts verurteilt wurde. Hätte nämlich das 
Gericht sein Urteil mit einem Verstoß der NUM gegen das 
Gewerkschaftsgesetz begründet, dann wäre der TUC zu einer 
umfassenden Unterstützung der Bergarbeitergewerkschaft 
veranlaßt gewesen, denn es existiert ein TUC-Beschluß, daß 
das Gewerkschaftsgesetz nicht respektiert werden soll. Un­
ter den gegebenen Umständen konnte aber der TUC, wenn er 
nicht selbst empfindliche Geldstrafen riskieren wollte, die 
NUM nur begrenzt unterstützen.

Die britische Justiz hat somit — ohne sich formell in den 
Konflikt zwischen der Bergarbeitergewerkschaft und der 
staatlichen britischen Kohlebehörde einzumischen — die 
Arbeitskampfbedingungen der Bergarbeiter drastisch ver­
schlechtert und die innergewerkschaftliche Solidarität auf 
eine harte Probe gestellt. , A. Do.

Fortsetzung V. S. 102

Die Festsetzung eines niedrigeren Unterhaltsbeitrags ge­
genüber dem Unterhaltsverpflichteten kann z. B. dann ge­
rechtfertigt sein, wenn der mit dem Kind zusammenlebende 
Elternteil ein außerordentlich hohes Einkommen hat, so daß 
das allgemeine Maß des Unterhalts die Bedürfnisse des Kin­
des überschreiten würde. Eine geringere Bemessung ist auch 
dann begründet, wenn der Unterhaltsverpflichtete in einer 
wirtschaftlich sehr angespannten Lage ist und der andere 
Elternteil in sehr guten Verhältnissen lebt. Einfluß auf die 
Höhe des Unterhalts hat auch, wenn die Bedürfnisse des Kin­
des wegen seines gesundheitlichen Zustandes größere finan­
zielle Ausgaben als gewöhnlich beanspruchen.

Für die Unterhaltsbemessung ist darüber hinaus bei zwei 
oder mehr Kindern zu beachten — besonders wenn jedes in 
einer anderen Familie aufwächst (z. B. Kinder aus verschie­
denen Ehen) —, daß keines von ihnen in eine ungünstigere 
Lage als das andere kommt. Die ungarischen Gerichte setzen 
die Höhe des Unterhalts meistens prozentual fest, aber gleich­
zeitig bestimmen sie die monatlich zu zahlende Mindestsumme 
(z. B. 18 Prozent des durchschnittlichen Einkommens, aber 
wenigstens monatlich 1 500 Forint).

Unterhaltsforderungen können, falls das zur Sicherung 
pünktlicher Erfüllung erforderlich ist, in Höhe der Mindest­
summe durch den Betrieb des Verpflichteten abgezogen 
werden.- Das gilt auch für den Fall, daß der Verdienst des 
Verpflichteten in dem betreffenden Monat niedriger als durch­
schnittlich war, ihm müssen jedoch nach Abzug 50 Prozent 
seines Einkommens verbleiben. Erhöht sich das Einkommen 
des Verpflichteten, hat das Kind automatisch Anspruch auf 
entsprechend höheren Unterhalt. Hat der Verpflichtete auf 
Grund objektiver Gegebenheiten ein monatlich stark schwan­
kendes Einkommen, setzt das Gericht den Unterhaltsbeitrag 
auf Grund des Durchschnittseinkommens nur in einer fixen 
monatlichen Summe fest.

Wenn in den Umständen, unter denen der Unterhalt fest­
gelegt worden ist, wesentliche Veränderungen eintreten, kann 
die Erhöhung oder Herabsetzung des Unterhalts beantragt 
werden (§ 69 des Familiengesetzes).


